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Sessionsrückblick - 2. Woche 

 

Klima 

Die aktuellen CO2-Reduktionsziele in der Schweiz gelten bis 2024 statt wie ursprünglich vorgesehen nur 

bis Ende des laufenden Jahres. Der Nationalrat hat am Montag die letzten Differenzen zum Ständerat 

ausgeräumt. Hintergrund des Schritts ist das Nein des Stimmvolks zum neuen CO2-Gesetz im Juni. Ohne 

eine Übergangslösung wären bereits ab 2022 keine Verminderungsverpflichtungen mehr möglich 

gewesen. Mit dieser Regelung können Unternehmen bestimmter Branchen die CO2-Abgabe 

zurückerstattet erhalten, wenn sie sich verpflichten, ihre Emissionen zu reduzieren. Auch die 

Kompensationspflicht für Importeure von Benzin und Diesel wäre Ende Jahr ausgelaufen. 

 

 

Asyl 

Vorläufig in der Schweiz aufgenommene Personen sollen grundsätzlich nicht reisen dürfen - auch nicht 

im Schengen-Raum. Der Nationalrat ist in dieser Frage auf die Linie des Ständerats eingeschwenkt. Die 

bürgerliche Mehrheit vertrat die Ansicht, nur so lasse sich das Verbot von Reisen ins Herkunftsland 

durchsetzen. Die Linke und die GLP kritisierten, das Reiseverbot verletzte die Grundrechte - namentlich 

das Recht auf Familienleben und jenes auf Bewegungsfreiheit. Die Vorlage ist bereit für die 

Schlussabstimmung. 

 

 

Stiftungen 

Bei der Modernisierung des Schweizer Stiftungsrechts bleibt es auch nach den neusten Beratungen im 

Nationalrat bei zwei Differenzen. Sie betreffen die Ausgestaltung des Beschwerderechts und die 

Entschädigung von Stiftungsratsmitgliedern. Der Nationalrat hielt an der Erweiterung des Kreises der 

Beschwerdelegitimierten mit 108 zu 79 Stimmen fest. Ebenso blieb er mit 121 zu 69 Stimmen bei seiner 

Ansicht, dass Stiftungsräte künftig eine angemessene Entschädigung zu Gute haben sollen. Der 

Ständerat möchte bei Fragen die geltenden Bestimmungen weiterlaufen lassen. Mit der "Mini-

Modernisierung" sollen die gesetzlichen Rahmenbedingungen für Stiftungen verbessert und der 

Stiftungsstandort Schweiz gestärkt werden. In der Schweiz gibt es über 13'000 Stiftungen, die rund 100 

Milliarden Franken verwalten. 

 

 

Reform der Verrechnungssteuer 

Mit lediglich einer kleinen formalen Differenz geht die Reform der Verrechnungssteuer noch einmal in 

den Ständerat. Der Nationalrat ist inhaltlich in allen fünf Differenzen der kleinen Kammer gefolgt. Offen 

bleibt lediglich noch eine Präzisierung bezüglich des Inkrafttretens der Vorlage im Falle der fast sicheren 

Volksabstimmung über ein Referendum der Linken gegen die Revision. Der Nationalrat möchte, dass 

das Gesetz bei einer Annahme durch das Volk sicher auf Anfang 2023 in Kraft treten könnte. Der 

Ständerat dürfte sich diesem Vorschlag anschliessen. Mit der Revision will das Parlament den Schweizer 

Finanzplatz stärken und dafür die Verrechnungssteuer auf inländischen Zinserträgen weitgehend 

abschaffen und die Umsatzabgabe auf Schweizer Obligationen aufheben. 

 

 

Doppelbürger im Parlament 

Doppelbürger im National- und Ständerat sowie im Bundesrat müssen ihre Staatsangehörigkeiten 

künftig offenlegen, aber nicht mehr zwingend ihre Postadresse. Der Nationalrat hat damit eine letzte 

kleine Differenz in der entsprechenden Vorlage offengelassen. Der Ständerat möchte nämlich die 

dienstliche Postadresse in den unter anderem im Internet veröffentlichten Kurzbiografien der 

Magistratinnen und Magistraten belassen. Der Nationalrat entschied sich jedoch mit 112 zu 69 Stimmen 

bei zwei Enthaltungen für die Formulierung "dienstliche Postadresse oder E-Mail-Adresse".  



 

 

 

 

 

Die Sprecher der Kommissionsmehrheit begründeten den Kompromissvorschlag insbesondere mit 

Sicherheitsbedenken. Drohungen gegen Politiker hätten zugenommen. 

 

 

Schweiz – EU 

Die Schweiz soll sich nach dem Willen des Nationalrats weiterhin am digitalen EU-Sicherheitssystem 

Fado (False and Authentic Documents Online) beteiligen. Er hat der Anpassung der Rechtsgrundlagen 

dafür zugestimmt. Die Ratslinke verlangte ohne Erfolg, das Geschäft zu sistieren, bis das Ergebnis einer 

möglichen Volksabstimmung zum Schweizer Engagement bei der Europäischen Grenz- und 

Küstenwache (Frontex) vorliege. Mit dem Fado-System werden innerhalb des Schengen-Raums 

Informationen zu Sicherheitsmerkmalen von Ausweisdokumenten ausgetauscht - und Bilder gefälschter 

Ausweise, so dass diese leichter entdeckt werden können. 

 

 

Völkerrecht 

Über welche Staatsverträge müssen Volk und Stände befinden können? Diese Frage wird nicht explizit 

in der Bundesverfassung geregelt. Der Nationalrat hat zum zweiten Mal abgelehnt, auf die Vorlage 

einzutreten. Der Entscheid fiel mit 114 zu 69 Stimmen bei vier Enthaltungen. Damit ist die Vorlage vom 

Tisch. Kritisiert wurde unter anderem, eine Neuregelung bringe keinen Mehrwert. Dies, weil nach 

verbreiteter Auffassung das obligatorische Referendum für völkerrechtliche Verträge mit 

verfassungsmässigem Charakter bereits Teil des ungeschriebenen Verfassungsrechts ist. 

 

 

Swissness 

National- und Ständerat wollen die Marke "Schweiz" besser schützen. Sie verlangen vom Bundesrat, zu 

diesem Zweck auf höchster Ebene bei der Regierung Chinas vorstellig zu werden. Als Zweitrat hat der 

Nationalrat mit 126 zu 51 Stimmen ohne Enthaltungen einer entsprechenden Motion der 

Aussenpolitischen Kommission des Ständerates (APK-S) zugestimmt. Eine Minderheit der 

Aussenpolitischen Kommission des Nationalrats (APK-N) wollte die Ablehnung des Vorstosses. Eine 

Annahme drohe unnötigerweise eine neuerliche diplomatische Verstimmung mit China hervorzurufen. 

 

 

Sorgerecht 

Wer für ein Kind das Sorgerecht hat, soll künftig im Einwohnerregister stehen. Dafür hat sich der 

Nationalrat ausgesprochen. Die grosse Kammer stimmte oppositionslos einer entsprechenden Motion 

ihrer Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur (WBK-N) zu. Das Geschäft geht an den Ständerat. 

Stimmt auch dieser zu, erhält der Bundesrat zunächst den Auftrag, eine Machbarkeitsstudie 

durchzuführen. Falls diese keine grundlegenden Hindernisse ergibt, müsste die Landesregierung danach 

neue rechtliche Grundlagen für den Eintrag in die kantonalen und kommunalen Einwohnerregister 

prüfen. 

 

 

Bundesstrafgericht 

Das Parlament fordert, dass an der Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts in Bellinzona eine 

vierte Richterstelle geschaffen wird. Nach dem Ständerat hat auch der Nationalrat einer 

entsprechenden Vorlage mit 139 zu 0 Stimmen zugestimmt. Angesichts der steigenden Geschäftslast 

sei zumindest eine zusätzliche Richterstelle deutscher Sprache notwendig, sagte 

Kommissionssprecherin Sibel Arslan (Grüne/BS).  

 



 

 

 

 

 

Derzeit ist pro Sprache (Deutsch, Französisch, Italienisch) eine Person an der Beschwerdekammer tätig. 

Auch der Bundesrat steht hinter dem Vorschlag. Das Geschäft ist bereit für die Schlussabstimmung. 

 

 

Standesämter 

Der Bundesrat soll nach dem Willen des Parlaments die Gebühren im Zivilstandswesen anpassen. Ziel 

ist, dass die Kosten der Kantone etwa im Zusammenhang mit Eheschliessungen oder Anerkennungen 

von Kindern besser gedeckt sind. Nach dem Ständerat hat auch der Nationalrat einem entsprechenden 

Vorstoss zugestimmt. Der Bundesrat hatte die Motion zur Annahme empfohlen. Namentlich im 

Zusammenhang mit der Digitalisierung müssten neue Finanzierungsmodelle entwickelt werden. 

Innerhalb der Konferenz der Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und -direktoren 

(KKJPD) gebe es bereits entsprechende Überlegungen. 

 

 

Altersvorsorge I (AHV) 

Wegen der Erhöhung des Rentenalters für Frauen von 64 auf 65 Jahre sollen neun Frauen-Jahrgänge als 

Kompensation Zuschläge zu ihren Renten erhalten. Der Nationalrat hat am Dienstag beschlossen, der 

vom Ständerat bestimmten Anzahl Jahrgänge zuzustimmen. Zuvor wollte der Nationalrat sechs 

Jahrgänge berücksichtigen. Der Nationalrat hat zudem ein neues Modell eingebracht, wie konkret diese 

Frauen entschädigt werden sollen. Es ist unterteilt in die Komponenten des Vorbezugs und des 

regulären Bezugs. Über dieses Modell und weitere Differenzen muss nun wieder der Ständerat 

befinden. Zum Beispiel hält der Nationalrat daran fest, dass die Gewinne der Schweizerischen 

Nationalbank aus den Negativzinsen zur Stabilisierung der AHV verwendet werden sollen. Der Ständerat 

ist dagegen. 

 

 

Altersvorsorge II (BVG) 

Der Nationalrat ist auf die Reform der obligatorischen beruflichen Vorsorge (BVG) eingetreten. Der im 

Sommer 2019 von Arbeitgebern und Arbeitnehmern gefundene Kompromiss dürfte einen schweren 

Stand haben. Kernstücke der Vorlage sind die Senkung des Umwandlungssatzes von 6,8 auf 6 Prozent 

sowie die Anpassung der Bestimmungen an die Arbeitsformen der Gegenwart. In der Detailberatung 

folgte der Rat bisher stets der Mehrheit der vorberatenden Kommission, die das Kompromiss-Modell 

der Sozialpartner als Leistungsausbau missbilligt. Die Eintrittsschwelle bei den Löhnen hat der 

Nationalrat demnach von heute 25'510 auf 12'548 Franken gesenkt. Zudem sollen künftig schon 20-

Jährige mit dem Sparen fürs Alter beginnen können. Heute liegt diese Grenze bei 25 Jahren. Bis zum 

Alter 44 soll man neu neun Prozent des koordinierten Lohns gutgeschrieben bekommen 

beziehungsweise erhalten, ab Alter 45 neu 14 Prozent. 

 

 

Aufhebung der «besonderen Lage» 

Der Nationalrat hat die Aufhebung der besonderen Corona-Lage erneut deutlich abgelehnt. Er stimmte 

mit 128 zu 42 Stimmen bei sechs Enthaltungen gegen einen entsprechenden Vorstoss der SVP. Am 

Donnerstag berät der Ständerat eine gleichlautende Motion von SVP-Parteipräsident Marco Chiesa. 

Alfred Heer (SVP/ZH) führte aus, es sei nicht mehr nötig, "dass der Bundesrat weiterhin das Diktat führt". 

Wegen fehlender Schutzkonzepte für die Alters- und Pflegeheime und dem Personalnotstand in den 

Spitälern warf er dem Bundesrat Staatsversagen vor. Der Bundesrat wies die Anwürfe der SVP zurück 

und lehnte den Vorstoss ab mit dem Verweis auf die besorgniserregende Entwicklung der 

pandemischen Situation.  

 



 

 

 

 

 

Objektiv seien die Voraussetzungen für das Vorliegen einer besonderen Lage gemäss Artikel 6 des 

Epidemiengesetzes nach wie vor erfüllt. Eine Aufhebung der besonderen Lage sei zum jetzigen Zeitpunkt 

verfrüht. 

 

 
 

 

Altersvorsorge (BVG) 

Der Nationalrat hat am Mittwoch das Kernelement des Sozialpartner-Kompromisses aus der BVG-

Reform herausgebrochen. Er will zur Kompensation der Senkung des Umwandlungssatzes lediglich 

gezielt einer Übergangsgeneration von 15 Jahrgängen einen Rentenzuschlag auszahlen. In der 

Gesamtabstimmung hiess der Nationalrat als Erstrat die BVG-Reform mit 126 zu 66 Stimmen bei einer 

Enthaltung gut. Dagegen stimmten die Fraktionen der Grünen und der SP, die sich ohne Erfolg für den 

Kompromiss der Sozialpartner stark machten. Auch der Bundesrat trat für diese Lösung ein. Die Vorlage 

geht nun in den Ständerat.  

 



 

 

 

 

 

Die Gewerkschaften haben bereits mit dem Referendum gedroht, sollte der zwischen Arbeitgebern und 

Arbeitnehmern ausgehandelte Kompromiss im Parlament scheitern. Beobachter gehen davon aus, dass 

der Ständerat deshalb wohl die Rentenzuschläge etwas ausbaut, um die Chance der Reform an der Urne 

zu erhöhen. 

 

 

Corona-Virus – Schweiz 

Wenn Personen ohne Symptome einen Corona-Test machen, um ein Zertifikat zu erlangen, muss der 

Bund künftig die Kosten dafür übernehmen. PCR-Tests hingegen müssen selbst berappt werden. Der 

Nationalrat ist diesem Vorschlag des Ständerats gefolgt. Das Parlament diskutiert derzeit über das 

Covid-19-Gesetz, weil einige Bestimmungen Ende Jahr auslaufen. Angesichts der epidemiologischen 

Lage beantragte der Bundesrat, diese zu verlängern. Offen ist noch die Frage, ob der Bund künftig 

Verträge mit Impfstoff-Herstellern veröffentlichen muss. Der Nationalrat will das, der Ständerat bislang 

nicht. Gleiches gilt für einen Artikel, der den Bundesrat zwingt, direkt in die kantonale Planung der 

Spitäler einzugreifen. Der Nationalrat ist dafür, der Ständerat dagegen. Mit diesen zwei Differenzen geht 

das Geschäft zurück an den Ständerat. Dieser hat die Beratung am Donnerstag vorgesehen. 

 

 

Sportförderung 

Knapp 80 Millionen Franken spricht das Parlament in den nächsten sechs Jahren für den Bau von 

Sportanlagen. Das sind rund 13 Millionen Franken mehr, als vom Bundesrat beantragt worden sind. Das 

Parlament spricht konkret zusätzliche zwei Millionen Franken für eine Schwimmhalle in Bern, 1,5 

Millionen Franken für eine Unihockeyhalle in Schiers GR und zwei Millionen Franken für ein 

Sportzentrum in Kerenzerberg GL. Zudem erhöhte es den Kredit für "diverse weitere Sportanlagen von 

nationaler Bedeutung" von 7,67 Millionen auf 15 Millionen Franken. Bei diesen Krediten geht es um 

Projekte, die unterstützungswürdig, aber noch nicht angemeldet worden sind. Ausserdem beschloss das 

Parlament, dass Verpflichtungskredite für Projekte, die nicht realisiert werden, für alternative Projekte 

auch mit anderer Zweckbestimmung genutzt werden können. Der Bundesrat wollte, dass nur Projekte 

mit exakt derselben Zweckbestimmung unterstützt werden. 

 

 

Ignazio Cassis erstmals Bundespräsident 

Ignazio Cassis ist im kommenden Jahr Bundespräsident, zum ersten Mal in seiner Karriere. Die 

Vereinigte Bundesversammlung hat den 60-jährigen Tessiner FDP-Politiker am Mittwoch mit 156 von 

197 gültigen Stimmen in das Amt gewählt. 

 

14 Stimmen gingen an Justizministerin Karin Keller-Sutter, elf an Gesundheitsminister Alain Berset, 

weitere 16 Stimmen an verschiedene Personen. 36 Wahlzettel waren leer, 4 ungültig. 

 

Insgesamt ist das Wahlergebnis verglichen mit den Vorjahren unterdurchschnittlich. Der 

Bundespräsident des laufenden Jahres, Guy Parmelin, wurde vor einem Jahr mit 188 von 202 gültigen 

Stimmen gewählt. Das bisher schlechteste Resultat erzielte 2011 die Genfer SP-Bundesrätin Micheline 

Calmy-Rey mit 106 Stimmen. Das beste Resultat in den letzten Jahrzehnten erzielte SVP-Bundesrat Ueli 

Maurer 2018 mit 201 Stimmen. 

 

Cassis ist erst der fünfte Tessiner, der den Bund seit 1848 präsidiert. Zuletzt hatte mit CVP-Bundesrat 

Flavio Cotti in den Jahren 1991 und 1998 ein Bundesrat aus dem Südkanton das Amt inne. 

 

 



 

 

 

 

 

Cassis wird ein Jahr lang als "primus inter pares" (Erster unter Gleichen) die Bundesratssitzungen leiten 

und Repräsentationspflichten wahrnehmen. Mit Cassis übernimmt ein Mann das Amt des 

Regierungspräsidenten, der laut Beobachtern nicht die Konfrontation, sondern den Mittelweg sucht und 

das Kollegialitätsprinzip hoch schätzt. 

 

In den Bundesrat gewählt worden war Cassis im September 2017. Er trat die Nachfolge von FDP-

Bundesrat Didier Burkhalter an. Seit dem 1. November 2017 ist er Vorsteher des Eidgenössischen 

Departements für auswärtige Angelegenheiten (EDA). Wegen der Corona-Pandemie wurde die Feier für 

Cassis im Tessin auf den Sommer 2022 verschoben. Sie hätte am 16. Dezember stattfinden sollen. 

 

 

Coronavirus – öffentlicher Verkehr 

Der öffentliche Verkehr in der Schweiz erhält auch für das zweite Jahr der Pandemie Finanzhilfen. Der 

Nationalrat hat am Donnerstag die letzte Differenz in der entsprechenden Vorlage ausgeräumt. Offen 

war zuletzt noch die Frage, wie viel ihrer Reserven Betreiber von touristischen ÖV-Angeboten - 

beispielsweise von Schiffen oder Seilbahnen - aufbrauchen sollen müssen, wollen sie Geld erhalten. Mit 

102 zu 76 Stimmen bei drei Enthaltungen schloss sich der Nationalrat der Haltung des Ständerats an. 

Anbieter touristischer Angebote erhalten damit ihre Ertragsausfälle entschädigt, sofern diese grösser 

sind als ein Drittel der in den Jahren 2017 bis 2019 gebildeten Reserven. 

 

 

Finanzplatz 

Im Falle eines Bankkonkurses kommen Kundinnen und Kunden künftig rascher an ihr Geld. Der 

Nationalrat hat alle noch bestehenden Differenzen zum Ständerat bei der Teilrevision des 

Bankengesetzes ausgeräumt. Die grosse Kammer folgte damit oppositionslos dem Antrag ihrer 

Wirtschaftskommission (WAK-N). In der Differenzbereinigung erklärte sich der Nationalrat unter 

anderem einverstanden damit, auch Vermögen in Kryptowährungen in die Vorlage aufzunehmen. Beim 

Artikel über die Sanierung von Kantonalbanken strich er eine Formulierung, der dessen Geltung auf 

Kantonalbanken mit Staatsgarantie beschränkt hätte. 

 

 

Abstimmungen 

Der Bund muss künftig keine stärkeren Kontrollen durchführen, ob bundessteuerbefreite 

gemeinnützige Organisationen die Regeln zur Verwendung ihrer Gelder einhalten. Der Nationalrat hat 

eine entsprechende Motion aus dem Ständerat abgelehnt. Der Vorstoss ist erledigt. Mit 98 zu 84 

Stimmen bei 9 Enthaltungen sagte die grosse Kammer Nein zu einem Vorstoss von FDP-Ständerat Ruedi 

Noser (ZH). Der Motionär störte sich insbesondere am finanziellen Engagement vieler gemeinnütziger 

Organisationen im Kampf für die Konzernverantwortungsinitiative und gegen das Jagdgesetz im 

vergangenen Jahr. Er war wie die Mehrheit des Ständerats und der vorberatenden 

Nationalratskommission der Meinung, dass zu wenig hingeschaut werde. Eine knappe Mehrheit im 

Nationalrat sah dies jedoch anders. 

 

 

Luftfahrt 

Unangekündigte Alkoholkontrollen, Melderecht bei akuten psychischen Krankheiten, Funksprüche in 

einer Landessprache: In der Luftfahrt gibt es bald neue Regeln. Das Parlament hat verschiedene 

Änderungen im Luftfahrtgesetz beschlossen. Grund für die Anpassungen ist die Übernahme eines EU-

Erlasses durch die Schweiz und die Umsetzung eines parlamentarischen Vorstosses.  

 



 

 

 

 

 

Der Nationalrat bereinigte die letzte Differenz in der Vorlage. Arztpersonen erhalten demnach bei 

medizinischen Zweifeln an der Arbeitstauglichkeit von Flugpersonal das Recht, eine Meldung ans 

Bundesamt für Zivilluftfahrt (Bazl) zu machen. Das Geschäft ist bereit für die Schlussabstimmung. 

 

 

Vereine – Befreiung von der Mehrwertsteuer 

Das Parlament will, dass mehr ehrenamtlich geführte Sport- und Kulturvereine von der Mehrwertsteuer 

befreit werden. Aus diesem Grund soll die dafür massgebliche Umsatzgrenze angehoben werden. Wie 

hoch diese Schwelle sein soll, ist noch umstritten. Der Nationalrat hatte in der Herbstsession einer 

Erhöhung von 150'000 auf 200'000 Franken zugestimmt. Der Ständerat schlug am vergangenen 

Dienstag oppositionslos eine Schwelle von 300'000 Franken vor. So weit will die grosse Kammer nun 

aber nicht gehen. Sie hielt an der Schwelle von 200'000 Franken fest. Der Entscheid fiel mit 106 zu 78 

Stimmen bei zwei Enthaltungen. Nun ist wieder der Ständerat am Zug. 

 

 

Pensionskassen 

Der Bundesrat soll nach dem Willen des Nationalrats Geld in gewisse Bereiche der Bundespensionskasse 

Publica einschiessen dürfen. Er hat einer Gesetzesänderung zugestimmt, welche die Stabilität der 

sogenannten geschlossenen Vorsorgewerke der Publica sicherstellen soll. Hintergrund ist die 

Verselbständigung von Bundesbetrieben wie der Swisscom oder der Ruag um die Jahrtausendwende. 

Damals beliessen diese Betriebe ihre pensionierten Mitarbeiter in der Publica. So entstanden 

Vorsorgewerke ausschliesslich mit Rentnern. Einige drohen in finanzielle Schieflage zu geraten. Das 

Geschäft geht an den Ständerat. 

 

 

Bundesfinanzen 

Nach der ersten Runde der Differenzbereinigung zum Bundesbudget 2022 sind nur noch drei Punkte 

offen. Zu reden geben werden weiterhin die Personalkosten der Bundesverwaltung, die Gelder für 

Kinderschutzprojekte sowie der buchhalterische Umgang mit Corona-Hilfspaketen. Geeinigt haben sich 

die Räte dagegen darauf, dass für das Programm "Energie Schweiz" zusätzlich 5,6 Millionen Franken 

veranschlagt werden. Zudem soll das Kapital der Entwicklungsfinanzierungsgesellschaft Sifem nicht um 

10 Millionen Franken aufgestockt werden. Der Ständerat wird am kommenden Montag die 

Budgetberatung fortsetzen. 

 

 

Finanzwesen 

Mit dem sogenannten "Limited Qualified Investor Fund" soll eine Fondskategorie geschaffen werden, 

die qualifizierten Anlegern eine Alternative zu ähnlichen ausländischen Produkten bietet. Damit ist das 

Parlament einverstanden. Offen bleiben nur noch Details. Der Nationalrat hat die entsprechende 

Änderung des Kollektivanlagengesetzes als Zweitrat gutgeheissen - mit 116 zu 67 Stimmen bei 9 

Enthaltungen. Grundsätzliche Bedenken zur Vorlage äusserte nur die Ratslinke. Bei den Details 

verbleiben nur zwei Differenzen, über die als nächstes wieder der Ständerat beraten wird. 

 

 

Krankenkassen 

Versicherungen für die Krankenkassen-Franchise sollen nach dem Willen des Nationalrats verboten 

bleiben. Die grosse Kammer hat eine parlamentarische Initiative abgelehnt, die eine Aufhebung des 

Verbots forderte. Mit dem Entscheid ist die Initiative vom Tisch.  

 



 

 

 

 

 

Der Walliser FDP-Nationalrat Philippe Nantermod forderte eine Lösung analog zur heute bestehenden 

Möglichkeit, die Mietzinskaution zu versichern. Niemand solle wegen fehlender Mittel eine tiefere 

Franchise wählen und dadurch höhere Krankenkassenprämien zahlen müssen. Die Mehrheit des Rates 

befand jedoch, die Solidarität drohe geschwächt zu werden, da solche Versicherungen nur Jungen und 

Gesunden offenstünden. 

 

 

Bern, im Dezember 2021 

David Zuberbühler 


